
OUr. 5 ghdrutä erwünscht auih in veränderter Fassung gestattet-

Gegen die Kon ervativenl
Konservative,mögen sie sich nun Freikonservative, deutsche Reichspartei oder ont wie nennen, sind nicht die richti en

VolksvertretenUnterden
bisheriigien

78 konservativenAbgeordneten
des Reichstageswaren nichtfwesnigerals 51 StandeshekrensMajvkås-

herren, Fideikommißbesier und ittergutsbesitzer,außerein noch.14 aktive Staatsbeamte (aüchunter den vorerwähnten51 Standesherren
ic. waren noch 13 a ive Staatsbeamten Kein Handwerksmeister und kein bürgerlicherLandmann saß unter den Konservativen
des Reichstages. Unter den 78 Konservatwen befanden sich 58 Adelige und nur 20 bürgerliche.

Zettt anz verein ekteu Zusnahiuen stimmten die csonseruatiuen net-, wie die Regierung es
wüngihta

Die
- Konservativen ind sich bewu- t, »daßsie ihre Wahlnichtder Ueberzeugungfreier Männer, sondern in der Hauptsachenur er äußeren

Beeinflussungverdanken. Jn diesemihremAbhangigkeitsbewußtseinkönnen und dürer die konservativenAbgeordneten eine unab-

hängige und selbstständigeStellung im Reichstag nicht einnehmen.
Zuefferdaher gar seine Yokäsvertreteraks Konservative Bottisvertreterl
gut eifrigfken sind·dieFonfervativeustrts dahei, neue und höhere Yusgahen zu hewilki en und zur Deckung

d»erselb.enneue Steuern einzu uhren.«Den Wahlern auf dem Lande glauben die Konservativen a erdings vorerzählenzu
konnen, daß sie die Sparsamkeitund die Schonung des Volkssäckelsbei den Ausgabebewilligungenvertreten. Jn der

Wahlperiode 1881I84 haben die Konservativen für alle Ausgaben gestimmt, welche die Regierung verlangte,
es sei denn»daß vor»der Abstimmung die Regierung selbst auf ihre Forderungen Verzicht geleistethatte. Jnsbesoiidere stimmten
di»eKonservativenfur jede Vermehrung der Beamtenstellen, für alle Mehrforderungen im Militärwesen, ü. a. auch
fur neue Offizierkasinos, sur Garnisonkirchen des Militärs, für theure Dienstwohnungen. .

«

Die Konservativenkennen in der neuen Kolonialpolitik weder Maß noch Ziel. Ohne Rücksichtauf die Schonung der

Volksrechte befurworten die Konservativen die künstlicheGründung von Niederlassungen, welche großeZuschüsseauf Kosten der

Steuer-kahlenfortgesetzteMobilmachungenund Absendung deutscherTruppeniheile nach fernen Ländern bedingen wurden. Eine

solche olonialpolitik würde zugleich durch Anregung zur Auswanderung von Menschen und Kapitalien die Entwickelung der

heimischenVolkswirthschaftin jeder Weise schädigen. . «

Die Ausgaben für Heer und Marine übersteigenjetzt die sämmtlichenEinnahmen an Reichssteüernund Zöllen, insbe-

sondere haben die laufenden Ausgaben für das Heer unter Mitwirkung der Konservativen in den letzten ·10Friedensjahren eine

Stei erung von 250 Millionen auf 344 Millionen Mark erfahren. Die Konservativen haben im Jahre 1880 für die

Ekhö
ging

der Friedenspräsen stärke um 26000 Mann gestimmt. Die Konservativen sind egen jede Verkürzung
der Dien tzeit und ge en jede Beszchränkungder Verwendün von Soldaten zii außermilitärischenwecken. Mit Zustimmung
der Konservativen wird jetzt eine geriii ere Zahl von Mannschaiztenals früher nach dem zweiten Dienstjahr beurlaübt.

Die Konservativen wollen au die Offizierpensionen erhöhenund die ungerechteKommünalsteuerfreiheitder Offiziere
aufrecht erhalten. Während der letzte Civilbeamte für die Versorgüng der Hinterbliebenen Beiträge aus seinemGehalte zahlen
muß, stimmten die Konservativen, als der Reichstag den Subalternoffizieren eine Befreiungvon diesen Beiträgennicht zugestehen
wollte, lieber gegen das ganze Gesetz zur besserenVersorgiing der Hinterbliebenen von Militärpersonen.

· «

» ·

Die Konservativen haben es bei den Reichstagsverhandlungen für natürlich erklärt,daß bei der Aufnahme in das

Offizierkorps Personen mit altem adligeu Namen ein Vorzug eingeräumt wird.»
Jndein die Konservativen zur fortgesetztenErhöhung der Ausgaben beitragen, sind sie auch stets bereit

zur Bewilligung neuer eFiteuern und Hölle. Jn den Jahren 1874 bis 1878 waren die Konservativen im Reichstage nicht sehr

zahlreichund gelang es den Liberalen daher, durch Absetzungvon im ganzen 84 Millionen Mark Von«deU·F01«dePUUgMdek,Re-
gierung neue Steuern fern zu halten. Nachdem aber bei den Wahlen im Jahre 1878 die KVUTEWAUVEUIm Reichstage stärker
geworden waren, folgten um so mehr Erhöhungender Steuern und Zölle. · ,

Die Konservativen haben im Jahre 1879 gestimmt für die Erhöhung der TabaksteuerUnI 20 bls 33 Pfennig auf das
Pfund. Die Konservativen stimmten 1879 für die Einführung eines Petroleumzollesmit 6 Pfennig auf das Liter, fur die Ein-

führung der Getreidezölleund deren Verdoppelung gegen den Ansatz in der Regierungsvorlagefür die Einführungdes
Schmakf

Elle-Tder Holzzölle,der Eisenzölleund für die Erhöhung fast aller- übrigen Zolle. Kürzumedie Konservativenhaben sur ae
chUtzzöllegestimmt, deren Einführung im Interesse des Großgrundbesitzesund des Großkakitalsliegt·J·nFolge der Bewilli-
gung»neuer Steuern und Zölle durch die Konservativen muß das deutsche Volk gegenwartig jährlich139 Zelilkiouen Watte mehr
all Zvllen Und Tabaksteuer bezahlen als im Jahre 1879.

»
,

« , »

Durchdie Reichstagswahlen 1881 sind die Konservativen zurückgedrangtworden. Die»Emehk»UUdes Tgbnkmynopvls
wurde 1882 im Reichstage abgelehnt; ebenso 1883 eine geforderte Yerdreifachung der HoczzrslkaDie Nonservativen stimmten

für diese Zollerhöhung. Unter den 43 Abgeordneten, welche 1882 im Reichstage für die Einführung des Tabakmouopocs ge-

stimmt haben, waren »36konservativ. Es würden damals noch mehr Konservative für die Einführung des Tabakmonopols gestimmt
haben, wenn irgend eine Aussicht auf Erlangung der Mehrheit gewesenwäre. . » «

Die Konservativen haben sich auch stets für die Erhöhung der Brausteuer ausgesprochen, desgleichenfur eine Schaut-
gewerbesteuer. Nur in einem Punkte sind die Konservativen in Betreff der Steuererhöhüngzurückhaltendzvon einer Erhöhung
dex Branntweinsteuer nsallen sie im Interesse von 1800 großen Kartoffelbrennereien in den östlichen Provin en

moglichft wenig wissen. Ebenso unterlassen es die Konservativen, auf eine Herabsetzung der Ausführvergütung bei der Zu er-

fteuer zu drängen,wodurch jetzt über 15 Millionen Mark den Steuerzahlerii zum Vortheil einer Anzahl größererZucker-
fabriken entzogen werden. «

». Zu wirthfihaftcirhen Fragen stimmten die Konservativen im Reichstage fürAlles, was die kleinen Leute und die Arbeiter

einschranktund von den Arbeitgebern und den Behörden abhängigermacht. So beantragtenüiidstimmten die Konservativen 1883

für die obtigatorische Einführung der girlieitsliücheywodurch die Arbeiter ähnlichwie das Gesinde unter eine Art von Polizei-
aussieht gestellt worden wären. Die Konservativen stimmten für die Yerkeihungi des Vorrecht-i an Juri.1iuggsmkistek, allein

csehr-singe halten zu dürfen, wodurch ebenso alle Niitninnnügsiiieisterwie die Ausbildung des Handwerks iin ganzen benach-



theiligt worden wäre. Die Konservativen stimmten für die Oewerbenovelkevon 1883 und die darin enthaltenen Polizei-
befchränkungen der Wirthe in Bezug auf öffentlicheLustbarkeiien.

Desågeichen
ist die Ertheilung der Legitimationsscheine für -

Handlungsreifendedurchdiese Gewerbeordnungsnovelle erschwert und der oli ei in Bezug auf Konzessionsverleihungund Ent-
ziehung ein großererSpielraumXegebenworden. Noch weitergehendePolizeibeszchränkungenwurden von den Konservativen befür-
wortet, erlangten aber nicht die Mehrheit des Reichstages.

d» s h leanPbesonders rühmen sich die Konservativen ihrer Zustimmung zu den sozialpolitischen Gesetzen und berufen sich
ie er a au

Botschaft auch die Einführung des Tabakmonopols empfohlen wird. Die kaiserliche Botschaft empfiehlt im übrigen
nur im allgemeinen die Fürsorge für die arbeitenden Klassen, nicht aber den besonderen Inhalt der spätervorgelegltenGefetzents -

würfe. Die Konservativen stimmten»für das neue Krankenversicherungsgesetz, obgleich dasselbe durch die a gemeine Ein-

führungdes Versicherungszwangessur alle gewerblichen Arbeiter die Entwicklung des freien Hilfskassenwesenszu schädigengeeignet
rft. Die Konservativenüimmten fur das Unfallversicherungsgesetz, obwohl dasselbe die Kosten für die ersten 13 Wochen
der durch Unfalle im BetriebeverursachtenKrankheitstatt den Arbeitgebern den Krankenkassenauferlegt, den Arbeitgebernauf Kosten der
Steuerzahler Unterstutzungaus Reichsmittelngewährtund

LzumSchaden der Arbeiter die freien Versicherungsanstalten von der
Konkurrenz bei der Unfallversicherunggänzlichausschließt ie Konservativen haben dagegen gestimmt, den Arbeitern in Form von

. Arbeiterausschüsseneine selbstständigeVertretungzur Wahrnehmung ihrer Interessen bei der Unfallversicherungzu gewähren.
»

Yie cKonservativen heissen Iede Einschränkungder Bock-rechte willkommen. Sie nennen dies Stärkung der
Machtfulle des Königthums. Die Konservativen stimmten deshalb auch dem Vorschlag der Regierung zu, daß die Volksvertretung
nur alle zwei Jahre berufen zu werdenbrauchtund nur von zwei zu 9ZweiJahren Geldbewilligungen eintreten zu lassen hat. Die

Konservativen wollten 1879 auch die Redefreiheitbeschränken Als inister v. Puttkamer am 5. Dezember 1883 im preußischen
Abgeordnetenhause die Beseitigung des geheimenYahcrechtes»bei·den Reichstagswahlen als im Programm der Regierung
liegend erklärte,nahmen die Konservativen diese Erklärung mit sturmischemBeifall auf. Insbesondere trat der Führer der Konser-
vativen, Abgeordneter v. Rauchhaupt,gegen das geheimeWahlrechtans Erst später,als die Konservativen den un ünstigenEin-
druck dieses ihres Verhaltens im Volke merkten, erklärten sie, für Ietzt das geheimeWahlrecht nicht antasten zu wolFeW

Im preußischenngeordnetenhanse sind die Konservativen zwar zahlreicherals im Rei stage, aber nicht besser. Die

Konservativen stimmten dort fur eine neue Jagdordnung, welche die landwirthschaftlichenJntere en noch mehr schädigenwürde
als die geltende Jagdordnung. Jnsbesondere verhinderten die Konservativen neue Bestimmungen zur Eingatterung des Hochwildes
und zum Schutz der Landwirthschaft gegen WildschadenDagegenstimmten die Konservativen für die Erhöhung der Jagdschein-
gebühr,für Aufhebung der Selbstständigkeitder Gemeindenin Jagdbezirken unter 300 Motgen, für Beschränkungder Sonntags-
Iagd u. s. w. Die Konservativen wollen auchmöglichstdas bäuerlicheErbrecht beschränkenzu Gunsten der Erstgeborenen, wodurch
die Zahl der Besitzlosenvermehrt und Zwietracht in die bänerlichenFamilien getragen werden würde. Die Konservativen suchen
die Schulen und die Lehrer möglichstunter die Alleinherrschastorthodoxer Pastoren zu brinlgenWährend

die Konservativen für
Militär und Diplomaten nicht genug Geld bewilligen können,sind sie in allem, was die Se

angeht, fosparsam und knauserig wie möglich»
Wer daher die Volkswohlfahrt und die Volksrechteschützen,die Steuerzahler vor wachsendenLasten, das Volk egen eine

fortgesetzteSteigerung der Militärlast, den Privaterwerb vor neuen Beschränkungenbewahrt wissen will, wähle nicht onservatio
sondern

. .

deutsch-freisinnig.
Der Vermehrung

der freisinnigen Abgeordnetendurch die letzten Reichstagswahlen ist es zu danken, daß seit 1881

eine weitere Steigerung er Steuerlast und der Militarlast des Landes nicht stattgefunden hat. Yiesreisinnige Yartei giebt
dein Haisetz was des Haisers ist, aber sie wahrt auch dein Beine, was des Bocke- isi. D»iefreisinnigePartei, welche
in ihren Reihen Mitglieder aller Berufsklassen, auch bäuerlicheLandwirthe und Handwerksmeier zahlt, vertritt keine Standes-

rechte und keinerlei Sonderinteressen Die freisinnigen Abgeordneten sind die getreuen Anwa te auch des kleinen Mannes; sie
wollen seine Freiheiten und Regtebewahren auch dort, wo die Großen und

Mächtiggzendieselben an utasteristreben.»
Jn Treue gegen den aiser und auf dem verfassungsmäßigenBoden des undesstaates erstrebtdie freisinni e Partei die

Befestigung der nationalen Einigung Deutschlands und ein wahrhaft konstitutionelles Verfassungsleben in ge ichertem Zu-
sammenwirken zwischenRegierung und Volksvertretung als eine wesentlicheBürgschaftfür die Freiheit und Wohlfahrt des deutschen —-

Volkes.

Eins denn in den Rahmenan für Haiser nnd Beicht

Wählt deutsch-freisinnig!

.

Gegen Einsendung des Betrages werden von der Drnckerei vortofrei versandt von diesem Flugblcitt je 1000 Eremvlare für 3,50 Mark, je 500 Exemplare für

i Mark. je wo Exemplar-e für l Mark.
s

«

Druck und Verlag von R. Gen sch in Berlin. Kommanvantenitraße 7.

die kaiserliche Botschaft vom 17. November 1881. Die Konservativen verschweigen dabei aber, daß in dieser

bstständigkeitder Schulen und Lehrer -

es


